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E Gesetze III, 1848-1947/31

Der Sekretär des Politischen Departementes, Ch. Bourcart, an den Bundes­
präsidenten und Vorsteher des Politischen Departementes, L. Forrer

S Bern, 11. Mai 1912

[ ■ ■ ■ ] [

Die jetzige Organisation der Bundesverwaltung in Bezug auf die Beziehungen 
zum Ausland beruht auf dem Bundesbeschluss vom 28. Juni 1895 (welcher selbst 
hauptsächlich auf dem Bundesbeschluss vom 21. August 1878 basiert) und dem 
Bundesratsbeschluss vom 28. Dezem ber 1895. Es soll demnach «die in Ausfüh­
rung bundesrätlicher Beschlüsse an auswärtige Regierungen und deren Vertreter 
sowie an die schweizerischen Gesandtschaften und Konsulate zu richtende 
Korrespondenz in der Regel vom Bundesrate ausgehen und vom Bundespräsi­
denten und dem Kanzler unterzeichnet sein,» daneben aber «können und sollen 
die D epartem ente in allen ihren Angelegenheiten d.h.  in allen Geschäften, die 
der Bundesbeschluss vom 28. Juni 1895 ihnen zur Behandlung, Vorbereitung und 
Begutachtung zuweist, mit den schweizerischen Gesandtschaften und Konsulaten 
im Auslande direkt verkehren; sie werden jedoch das Politische Departem ent 
von allen Vorkommnissen, welche die Beziehungen der Schweiz zum Auslande 
irgendwie beeinflussen können, stets auf dem Laufenden halten.» Zunächst ist 
darauf hinzuweisen, dass durch die erwähnte «Behandlung, Vorbereitung und 
Begutachtung» die Geschäfte bei ihrer definitiven Erledigung durch den Bundes­
rat meist schon stark präjudiziert sind. Ferners ist zu bemerken dass, in Praxi die 
aufgestellten Regeln nicht immer innegehalten worden sind; von den meisten 
Departem enten wird das Politische D epartem ent überhaupt nicht über die 
Beziehungen zum Auslande auf dem Laufenden gehalten oder erst dann, wenn 
es zu spät ist, um einzugreifen; es hat keinen Zweck uns eine Note zu unterbrei­
ten, wenn sie schon abgegangen ist; es wäre mir beinahe lieber, wir hätten gar 
keine Kenntnis davon, denn die, wenn auch verspätete, Mitteilung erweckt 
wenigstens den Schein, als wären wir mitverantwortlich, was doch unmöglich der 
Fall sein kann, wenn wir erst nachträglich unsre Ansicht äussern können. Ich 
verweise hier z. B. auf die Verhandlungen betreffend den Abschluss des schwei­
zerisch-deutschen Niederlassungsvertrag vom 13. November 1909. Dass aber das 
Politische D epartem ent berufen sein sollte, beim Verkehr der ändern D eparte­
mente mit dem Auslande (und zwar nicht nur bei Abschluss von Verträgen, 
sondern auch in vielen ändern Angelegenheiten) mitzuwirken, braucht nicht erst 
hier dargetan zu werden; es handelt sich oft nicht nur um Anwendungen von 
Gesetzen und feststehenden Regeln, sondern es spielen oft allerlei Opportuni­
tätsrücksichten mit, über die nur unser Departem ent zu urteilen im Stande ist.

Von den meisten schweizerischen Gesandtschaften und Konsulaten wird das 
Politische D epartem ent auch nicht über ihre Beziehungen zu ändern Departe-

1. Einleitende Rekapitulation.
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menten unterrichtet, so dass eine Kontrolle ihrer Tätigkeit durch unser D eparte­
ment ausgeschlossen ist.

Wie ist nun diesem Übel abzuhelfen? Soll die Korrespondenz sämtlicher 
Departem ente und der Bundeskanzlei mit unsern Vertretern im Auslande und 
den V ertretern fremder Regierungen in Bern durch uns vermittelt werden? Es 
scheint das auf den ersten Blick eine unnötige Komplikation, und doch ist kaum 
ein anderes Mittel vorhanden, um eine wirkliche Kontrolle auszuüben. Immerhin 
könnte noch näher geprüft werden, ob nicht gewisse Angelegenheiten im direk­
ten Verkehr erledigt werden könnten; wir denken dabei namentlich an die der 
Bundeskanzlei im Bundesratsbeschluss vom 28. Dezem ber 1895 sub 4 zugewiese­
nen M aterien (Erbschaften, Auskunftsgesuche) und an Auslieferungen bei de­
nen keine prinzipiellen Fragen auftauchen u.a.m . Ich weiss wohl, dass die 
Überprüfung durch unser D epartem ent eine Arbeitsvermehrung mit sich bringen 
wird und dass auch in sehr vielen Fällen uns die Rolle eines einfachen Briefschal­
ters zukommen kann, doch ist dies das einzige Mittel eine richtige Kontrolle zu 
führen. Denn, wenn man es den Departem enten überlässt, zu beurteilen, was sie 
uns unterbreiten sollen und was nicht, werden wir sehr bald gar nichts m ehr oder 
nur Unwichtiges zugestellt erhalten. Es sollten uns eben dann die nötigen 
Hilfskräfte zur Verfügung gestellt werden, wobei aber nicht ausser Acht gelassen 
werden darf, dass sich viele einfache Transmissionen durch gedruckte Form ulare 
erledigen lassen. Die Hauptm ehrarbeit würde wohl auf den D epartem entssekre­
tär fallen, doch werden wir zeigen, wie er andererseits wieder entlastet werden 
könnte. Wir würden meiner Ansicht nach benötigen:

1. Einen 2ten Adjunkten, welcher sich mit dem ersten Adjunkten in die 
Korrespondenz teilen würde, da der Departem ents-Sekretär durch das Studium 
aller ihm durch die Finger gehenden Akten, Berichterstattungen an den D eparte­
mentsvorsteher und Erteilung von Instruktionen vollauf beschäftigt wäre.

2. Einen Kanzlisten als Gehilfen für das Naturalisationswesen. H err Dr. 
Winkler hat jetzt einen guten Teil der A rbeit (W iedereinbürgerungen und 
Optionen) an H errn Fischbacher abgegeben, sodass dieser für die übrigen 
Departementsgeschäfte fast nichts mehr leisten kann; könnte er die W iederein­
bürgerungen etc. wieder abgeben, so könnten wir vielleicht ohne weiteren 
sonstigen Kanzlisten auskommen; die Naturalisationen und W iedereinbürgerun­
gen sind aber in letzter Zeit so zahlreich, dass sie H err Dr. W inkler allein kaum 
bewältigen könnte. -  Eine weitere Entlastung würde darin bestehen, dass 
gewisse im Bundesbeschluss vom 28. Juni 1895 dem Politischen D epartem ent 
zugewiesene Geschäftszweige anderen Amtsstellen zur Behandlung übertragen 
würden. Wir denken dabei an die im Bundesbeschluss A rt. 1 sub Art. 23 des 
B.B. vom 21. August 1878 unter Ziffer 2, 11 und 12 erwähnten Geschäfte, 
nämlich:

Zif. 2: Die Aufrechterhaltung der Ruhe und öffentlichen Ordnung im Innern.
Es ist nicht einzusehen, warum unser D epartem ent sich damit beschäftigen 

soll; wir sind durch unsre Tätigkeit nicht darauf vorbereitet, wie sollen wir mit 
Sachkenntnis handeln, wenn plötzlich Unruhen entstehen, wenn wir bis zu deren 
Ausbruch mit den Verhältnissen, die dazu Anlass geben, gar nicht vertraut 
waren, mit ihnen nichts zu schaffen hatten? Wir haben ja auch gar keine eigenen
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Organe zur Aufrechterhaltung von Ruhe und Ordnung, sondern müssen uns 
sowieso an das Justiz- und Polizeidepartement wenden, welches die Bundesan­
waltschaft in Bewegung setzt, eventuell auch an das M ilitärdepartement; dieses 
Kapitel gehört doch entschieden zu den A ttributionen des Justiz- und Polizeide­
partem ents, natürlich unter Oberaufsicht des Bundesrates resp. des Bundespräsi­
denten. Die Zuteilung dieses Geschäftszweiges an unser Departem ent stammt 
aus einer Zeit, da keine Bundesanwaltschaft bestand und die ganze Bundesver­
waltung überhaupt mehr in den Händen des Bundesrates und damit des Bundes­
präsidenten lag. (Vergl. Bundesgesetz vom 16. Mai 1849 Art. 12 sub 10 und 
Art. 23 sub e.) W arum könnte nicht bei einer neuen Verteilung gesagt werden, 
dem Justiz- und Polizeidepartement liege die Aufrechterhaltung der Ruhe und 
öffentlichen Ordnung im Innern «unter Oberaufsicht des Bundespräsidenten» 
ob? Das Justiz- und Polizeidepartement ist ja ohnehin schon nach dem B.B. vom 
28. Juni 1895 mit der Überwachung der allseitigen Erfüllung der Bundesverfas­
sung und der Bundesgesetze betraut.

Zif. 11: Die Organisation der eidgenössischen W ahlen und Abstimmungen. 
W arum fällt dieses Kapitel in unsern Bereich? In Praxi werden alle diesbezügli­
chen Geschäfte von der Bundeskanzlei besorgt und das Politische Departem ent 
ist nur Vermittlungsstelle. Es scheint auch ganz richtig, dass die Bundeskanzlei, 
die das eigentliche Sekretariat des Bundesrates und der Bundesversammlung 
darstellt, hier das Nötige besorgt. Nun kann man sich fragen, wohin die A usar­
beitung der betreffenden Gesetze hingehört; in das Justiz-Departement oder in 
die Bundeskanzlei? Logisch wäre es vielleicht, diese Arbeit dem Justizdeparte­
ment zu übertragen; es trifft schon laut B.B. vom 28. Juni 1895 die «Verfügungen 
bezüglich der Handhabung der bundesmässigen Rechte des Volkes und der 
Bürger wie der Behörden» und ihm kommt im allgemeinen die «Bearbeitung der 
Bundesgesetze über civil- und strafrechtliche Materien» zu. Andrerseits ist nicht 
einzusehen, warum nicht auch die Bundeskanzlei sich einmal auf eine höhere 
W arte stellend legislatorisch schaffend auftreten sollte. Jedenfalls ist doch ein 
D epartem ent, das sich sonst mit unsern Beziehungen zum Auslande befasst, 
weniger geeignet als das Justiz- und Polizeidepartement oder die Bundeskanzlei 
Gesetze auszuarbeiten über Proportionalwahlen, Gesetzesinitiative, obligatori­
sches Referendum , W ahlkreiseinteilung etc. etc.

Zif. 12: Die Grenz- und Gebietsverhältnisse der Kantone unter sich. Daraus, 
dass wir die Überwachung und Regulierung der Grenzverhältnisse zum Auslande 
übernehm en, kann doch unsre Kompetenz für Grenzverhältnisse im Innern nicht 
gefolgert werden. Das ist gewiss viel eher Sache des Departem entes des Innern, 
dem schon die Strassen und Brücken, die Wasserbaupolizei, Flusskorrektionen 
und ähnliches unterstellt sind oder dann des Justiz- und Polizeidepartementes, 
wenn weniger Gewicht auf die technische Seite der Materie gelegt werden soll.

Es darf natürlich nicht ausser Acht gelassen werden, dass durch eine genauere 
Kontrolle aller unsrer Beziehungen zum Ausland nicht nur der Departem entsse­
kretär, sondern namentlich auch der Bundespräsident als Departem entsvorste­
her mehr belastet würde; ihm kämen also die vorerwähnten Abschiebungen 
gewisser Geschäftszweige an andre Departem ente in dieser Beziehung auch zu 
gute, doch sollte noch untersucht werden, ob ihm nicht -  ausser einigen dem
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Sekretär übertragenen kleineren Geschäften und Unterschriften -  noch ein Teil 
der mehr mechanischen A rbeit abgenommen werden könnte. Ist es nicht viel 
verlangt, wenn jede Überweisung eines an den Bundesrat oder Bundespräsiden­
ten gerichteten Briefes an das kompetente D epartem ent vom Bundespräsidenten 
visiert werden muss; könnte nicht die Bundeskanzlei diese Überweisungen ganz 
besorgen? Es wäre gewiss eine Entlastung für den Bundespräsidenten und 
zugleich ein Zeitgewinn für die ganze Verwaltung. Unzukömmlichkeiten sind 
kaum zu erwarten und ich möchte bezweifeln, dass die Durchsicht der Überwei­
sungen dem Bundespräsidenten einen Überblick über die Tätigkeit der ändern 
Departem ente gewährt, da doch die meisten und wichtigsten Korrespondenzen 
direkt an sie gelangen und dagegen eine Unmasse Korrespondenzen über «mini­
ma» an den Bundesrat adressiert werden; hier sollte auch für den Bundespräsi­
denten der Satz gelten: «minima non curat praetor».

321
E 2001 (A ), Archiv-Nr. 630

Der Sekretär des Politischen Departementes, Ch. Bourcart, an den Bundes­
präsidenten und Vorsteher des Politischen Departementes, L. Forrer

S handschriftlich. Konfidentiell Bern, 15. Mai 1912

Anlässlich einer Konversation mit dem französischen Botschafter -  an drittem  
Orte -  äusserte sich derselbe dahin, dass die allgemeine politische Lage gegen­
wärtig eine sehr unklare und nicht unbedenkliche sei. Bei Anlass seines jüngsten 
Besuches in Paris sei dort von einer «situation inquiétante» geprochen worden. 
Als der letzthin abberufene französische Botschafter in Wien, Crozier, vom 
Kaiser von Österreich Abschied genommen habe, habe der Monarch mit Sorgen 
auf die allgemeine Lage, speziell auch auf die Verhältnisse im Balkan gewiesen; 
der Tzar endlich habe in der Abschieds-Audienz des zum Gesandten in Sofia 
ernannten französischen Botschaftsrats in St. Petersburg, de Panafieu, die politi­
sche Situation als besorgniserregend bezeichnet. -  Was die Schweiz anbetrifft, so 
meinte der Botschafter selbstverständlich, eine Verletzung ihrer Neutralität sei 
beim Kriegsausbruch nicht beabsichtigt, weder von Frankreich noch von 
Deutschland (er konnte sich wohl auch nicht anders aussprechen); er gab aber 
offen zu, dass beiderseits Belgien als der zukünftige Kriegsschauplatz angesehen 
werde; er betonte auch, dass Belgien dadurch, dass es seine W ehrmacht vernach­
lässige, sozusagen selbst an der Missachtung einer Neutralität schuld sei. H err 
Beau kennt natürlich die belgischen Verhältnisse genau, da er Gesandter in 
Brüssel war, bevor er hierher kam 1.

1. Randnotiz Forrer: Hr. Bourcart war gestern im Club (Grande Société im ersten Stock des Café 
du Théâtre), traf dort Hrn. Beau ganz allein. Dieser las die Gazette de Lausanne (Artikel 
betreffend das Buch von Bernhardi) und legte dann dar, was obsteht.

Wir machen heute unsere Gesandten in Europa auf die Sache aufmerksam. Die Antworten, die
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